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GEMEINDE SCHÖNTAL
ORTSTEIL OBERKESSACH

BETREFF BEBAUUNGSPLAN „SOLARPARK SIEBEN MORGEN“

Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit vom 20.01.2025 bis 21.02.2025

Eingegangene Stellungnahmen der Behörden
Nr. Behörde Stellung-

nahme v.
Stellungnahme Behandlungsvorschlag

1. Landratsamt Hohenlohekreis 28.02.2025 1. Immissionsschutz
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
In jedem Solarpark wird mindestens eine Trafostation errichtet, die in der Regel ester- bzw. ölge-
kühlte Trafos enthält. Dies ist auch im Textteil als Art der baulichen Nutzung festgesetzt.
Wir empfehlen diesen Aspekt auch im Umweltbericht unter den Schutzgütern Boden und/oder Was-
ser zu betrachten oder als Hinweis in den Testteil aufzunehmen.
Wir empfehlen zu vermerken, dass die Trafos jeweils mit einer ausreichend dimensionierten und
beständigen Auffangwanne entsprechend den Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) ausgerüstet sind, die das Auslaufen wasserge-
fährdender Flüssigkeiten wirksam verhindert. Die Auffangwanne wird so groß bemessen, dass die
gesamte Ölinhaltsmenge aufgenommen werden kann. Damit liegt auch gleich die Beurteilungs-
grundlage vor, dass keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind.

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Anregung wird gefolgt und ein Hinweis zu den Trafostationen in den
textlichen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.

Hinweis für den späteren Bauantrag:
Wenn es sich nicht um Gießharz- sondern um ester- bzw. ölgekühlte Trafos handelt, sollten mit
dem Bauantrag noch folgende Fragen beantwortet und entsprechende Unterlagen zu den Trafosta-
tionen vorgelegt werden:
a) Ölmenge (m³ und kg) des jeweiligen Trafo
b) Wassergefährdungsklasse (WGK) des Öls
c) Dimensionierung der Auffangwanne des einzelnen Trafos
d) Erfüllt die Auffangwanne die Dichtheits- und Beständigkeitsanforderungen der AwSV

Wird zur Kenntnis genommen. Dies betrifft jedoch nicht den Regelungs-
inhalt des Bebauungsplanes. Der Hinweis wird an den Vorhabensträger
zur weiteren Berücksichtigung im Zuge des Bauantrages weitergegeben.
Es wurde ein Hinweis zur Errichtung von Trafo- bzw. Transformatoren
aufgenommen.

2. Wasserwirtschaft
Im Hinblick auf den Grundwasserschutz regen wir an, folgenden Hinweis in die schriftliche Festset-
zungen zu übernehmen:
- Bei Gründungen im Einflussbereich von Grundwasser (gesättigte Zone sowie Grundwasser-

schwankungsbereich) sind verzinkte Stahlprofile, -rohre und Schraubanker aus Sicht des Allge-
meinen Grundwasserschutzes nicht zulässig.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird jedoch der bestehende Hinweis
zur Grundwasserfreilegung ergänzt.
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3. Bodenschutz
Für die Belange des Bodenschutzes regen wir an, folgende Hinweise in der textlichen Festsetzung
unter Ziffer III. Hinweise „4. Bodenschutz“ zu ergänzen:
- Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist in maximal 2 Meter hohen Mieten zu lagern.
- Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden des

Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auffüllungen ist
ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. Unnötiges Befahren oder Zerstö-
ren von Mutterboden auf verbleibenden Flächen ist nicht zulässig.

- Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden
Umgang mit dem Boden zu achten. Jegliche Bodenbelastung ist auf das unvermeidliche Maß
zu reduzieren.

- Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischun-
gen mit Bodenmaterial auszuschließen sind.

- Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 einzuhalten.
- Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) ist bei Vorhaben

von mehr als 0,5 Hektar, bei denen insbesondere durch Abgrabungen, Aufschüttungen, Auffül-
lungen, Versiegelungen und Teilversiegelungen auf natürliche Böden eingewirkt wird, durch den
Vorhabenträger für die Planung und Ausführung des Vorhabens ein Bodenschutzkonzept zu
erstellen. Bei Vorhaben von mehr als 1 Hektar kann, eine Bodenkundliche Baubegleitung ver-
langt werden. Bedarf das Vorhaben einer behördlichen Zulassung, ist das Bodenschutzkonzept
bei der Antragstellung vorzulegen. Sollte ein Vorhaben zulassungsfrei sein, muss das Konzept
sechs Wochen vor Beginn dem Landratsamt vorliegen.

Wir weisen darauf hin, dass für die Erstellung des genannten Bodenschutzkonzeptes das beige-
fügte Dokument „Standard-BSK für FFPV-Anlagen“ des Regierungspräsidiums Stuttgart zu be-
achten ist.

Der Anregung wird gefolgt und der bestehende Hinweis zum Bodenschutz
entsprechend ausgetauscht.

4. Baurecht
In Ziffer I Nummer 1.1 der textlichen Festsetzung wird aufgeführt, dass nach Nutzungsende der
PV-Anlage die Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung zurückzuführen ist. Da nach Nutzungsende
der Zweck des Bebauungsplanes entfällt, ist dieser grundsätzlich aufzuheben. Eine Festsetzung
zur weiteren Nutzung ist deshalb nicht erforderlich.

Der Anregung wird gefolgt und die Folgenutzung aus der Festsetzung Zif-
fer I Nr. 1.1 herausgenommen.

Unter Ziffer I die Nummer 2.1 der schriftlichen Festsetzung sind auch die befestigten Um- und Zu-
fahrten (z.B. Rasenpflastersteine) der GRZ anzurechnen.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

5. Landwirtschaftsamt
Wir gehen davon aus, dass Eingriffe in den Naturhaushalt innerhalb des Bebauungsplangebietes
ausgeglichen werden können.

Eingriffe in die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Boden und das Land-
schaftsbild können plangebietsintern kompensiert werden.
Unabhängig der Eingriffsregelung ergibt sich aus dem besonderen Arten-
schutzrecht die Notwendigkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen
(CEF) für die Feldlerche. Diese können nur auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen umgesetzt werden.
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6. Abfallrecht
Im Textteil sind bisher keine Aussagen zum Abfallrecht enthalten. Wir regen an, in den Unterlagen
folgende Hinweise zu ergänzen:
- Gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ist bei der Planung darauf zu achten, dass anfallender Bodenaushub

vor Ort verwendet wird und auf einen Erdmassenausgleich ist hinzuwirken.
- Sollte bei Vorhaben im Rahmen dieses BBP mehr als 500 m³ Erdaushub entstehen, ist ein Ab-

fallverwertungskonzept vorzulegen, vgl. § 3 Abs. 4 LKreiWiG.

Der Anregung wird gefolgt und ein Hinweis zum Erdaushub in den textli-
chen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.

7. Naturschutz
Artenschutz
Wie unter Ziffer 7.2 der Begründung beschrieben, wird eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung
die aktuell vorkommenden Tier -und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und der in
BW brütenden europäischen Vogelarten geprüft. Hier weisen wir auf Feldvögel hin und gehen im
Hinblick auf den Untersuchungsraum von einem Umgebungsgebiet von mind. 200 m aus.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Feldvögel und sonstigen Vögel wurden
im Plangebiet und dem möglichen Wirkungsbereich der Anlage erfasst.
Dieser wird am Standort durch topographische Gegebenheiten und weni-
ger durch eine reine Abstandsfestlegung begrenzt.

Unter Ziffer I Nummer 4.4 und Ziffer II Nummer 2 der textlichen Festsetzung soll bei der Einfriedung
mit Zaunelemente von natürlichen Grüntönen abgesehen werden, nachdem alle anderen Elemente
in grau/antrazittönen gehalten werden.

Der Anregung wird gefolgt und auf Grüntöne verzichtet.

In Ziffer I Nummer 5.1 empfehlen wir die Entwicklung von extensivem Grünland mit einer zweimal
jährlichen Mahd oder alternativ einer Beweidung mit Nachmahd.

Der Anregung wurde gefolgt. Eine dem Vorschlag entsprechende exten-
sive Pflege ist vorgesehen.

8. Straßenbauamt
Unter der Ziffer 7.5 der Begründung wird die Blendwirkung auf Bebauung ausgeschlossen, hier
sollen entsprechend Aussagen zur Blendwirkung auf Straßen ergänzt werden.

Der Anregung wird gefolgt und Erläuterungen zu den Straßen bzw. zur
BAB 81 in die Begründung aufgenommen.

Zusätzlich weisen wir darauf hin, wenn die Zufahrt über Feldwege erfolgt und diese durch Z 250
oder Z 260 gesperrt sind, eine Ausnahme über das Befahren der gesperrten Wege durch das Stra-
ßenverkehrsamt erforderlich wird.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis betrifft jedoch nicht den Re-
gelungsinhalt des Bebauungsplanes. Der Hinweis wird zur weiteren Be-
rücksichtigung an den Vorhabensträger weitergegeben.

Wegen der südlich liegenden Bab A 81 gehen wir davon aus, dass die Autobahn GmbH am Ver-
fahren beteiligt wird.

Der Anregung wird gefolgt und die Autobahn GmbH im weiteren Verfah-
ren beteiligt.

9. Weitere beteiligte Stellen
Am Verfahren wurde ferner das Denkmalamt, das Flurneuordnungsamt, das Straßenbauamt,
Forst- und Vermessungsamt beteiligt. Belange sind nicht betroffen oder wurden berücksichtigt. Es
bestehen keine weiteren Anforderungen an die Planung.

Wird zur Kenntnis genommen.

2. Regionalverband
Heilbronn-Franken

17.02.2025 Da durch die Planung keine regionalplanerischen Zielfestlegungen betroffen sind ist sie mit diesen
vereinbar. Wir begrüßen die Planung als einen Beitrag zum Gelingen der Energiewende und tragen
keine Bedenken vor.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie um Mitteilung der Rechts-
verbindlichkeit der Planung unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums und Übersendung
einer Planzeichnung, gerne auch in digitaler Form. Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfer-
tigung ist nicht erforderlich.

Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.
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3. RP Stuttgart
Ref. 21 – Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz

21.02.2025 I. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz
(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzgesichtspunkten von hoher Bedeutung.
Auch geringe Beiträge sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt der Tatsache
Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein
kann. Die Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen
engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Beschluss
des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).

Die Erläuterungen zu den Zielen des KlimaG BW werden zur Kenntnis
genommen.

4. (2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitragen, den
Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll bei der
Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel
dienen, Rechnung getragen werden.

Durch die vorliegende Planung wird den Belangen des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung bereits Rechnung getragen.

(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg
bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert werden.
Bis zum Jahr 2040 wird über eine schrittweise Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Kli-
maneutralität“) angestrebt.

Wird zur Kenntnis genommen.

(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) verankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren Energien
sowie dem Verteilnetzausbau besondere Bedeutung zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anla-
gen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen
Nebenanlagen sowie die Errichtung, der Betrieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der
für deren Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für die Errichtung und den Betrieb der Erzeu-
geranlagen und den Ausbau der Elektromobilität erforderlich ist) liegen im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit.
Durch diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der Abwägung mit anderen
Schutzgütern entsprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche Sicherheit und bei der Verwirkli-
chung des Landesklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen wird in der Regel ein Vorrang ein-
geräumt, wobei die Umstände des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermessensentscheidungen
zu berücksichtigen sind.
Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten Treibhaus-
gasemissionen das Vermeiden und Verringern der Emissionen in erster Linie durch Einsparung
sowie effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie durch
den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Energien erreicht werden. Diese Maßnahmen haben
besondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall um geringe Beiträge zur Treibhausminde-
rung handelt (siehe § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass ca.
90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind.

Die Erläuterungen zur Bedeutung der erneuerbaren Energien wird zur
Kenntnis genommen.

(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend
des Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Baden-

Die Erläuterungen zur Erreichung der Klimaschutzziele werden zur Kennt-
nis genommen.
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Württemberg 2040“ wesentlich darauf an, sowohl den Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als
auch den Ausbau der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich voranzutreiben.
Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf es einer Erhöhung des Anteils an der
Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent im Jahr 2022 (erste Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr
2030 (das entspricht mehr als einer Verdopplung innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf
98 Prozent im Jahr 2040.
Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung
durch Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine Schlüsselrolle zu. Der Anteil an
der Bruttostromerzeugung soll entsprechend des Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Prozent
anwachsen. Die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik wird im genannten Energiesze-
nario für das Jahr 2030 in einer Größenordnung von über 24.000 MW veranschlagt. Im Jahr 2022
betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik in Baden-Württemberg 8.314 MW.
Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromerzeugung durch Photovoltaik das
Zielszenario zugrunde, so ist in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubauraten
von Nöten. Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 bis 2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau
von 1150 MW angenommen, zwischen 2026 und 2030 von jährlich 2530 MW sowie im Zeitraum
von 2031 bis 2040 von 2750 MW pro Jahr. Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen
an Gebäuden erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanlagen nimmt jedoch im Zeitablauf
stetig zu. Das EEG sieht als Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen und
Seitenrandstreifen entlang von Autobahnen und Schienenwegen vor. Mit der Freiflächenöffnungs-
verordnung (FFÖ-VO) hat Baden-Württemberg von der Länderöffnungsklausel auf Grundlage des
EEG Gebrauch gemacht und Flächen für jährlich maximal 500 MW PV-Freiflächenanlagen auf
Acker- und Grünland in benachteiligten Gebieten geöffnet. In § 21 KlimaG BW wurde zudem ein
Landesflächenziel für Freiflächen-Photovoltaik von mindestens 0,2 Prozent festgelegt. Somit sollen
unter Ausnutzung der sehr guten solaren Einstrahlungswerte in Baden-Württemberg große Freiflä-
chenanlagen im innerdeutschen Wettbewerb wettbewerbsfähig gemacht werden und damit zum
Erreichen der Klimaschutzziele beitragen. Gleichzeitig soll eine übermäßige Beanspruchung von
landwirtschaftlich oder natur-schutzfachlich wertvollen Flächen verhindert werden.
(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissionsarm. Unter Berücksichtigung des
gesamten Lebenszyklus (Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu einer Treib-
hausgasminderung in einer Größenordnung von rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowatt-
stunde Strom.
Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der heute
installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erzielbaren
Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies
gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es
zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landes-
ebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern,
da die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist
(siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).

Die Einschätzung, dass die photovoltaische Stromerzeugung sehr emis-
sionsarm erfolgt, wird zur Kenntnis genommen.



K O M M U N A L P L A N U N G   T I EF B A U   S T Ä D T E B A U
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein
Partnerschaftsgesellschaft mbB B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r

Stand 23.06.2026 Seite 6

Nr. Behörde Stellung-
nahme v.

Stellungnahme Behandlungsvorschlag

(7) Mit der Planung eines Sondergebiets Photovoltaik mit einer Größe von ca. 4,6 ha soll die pla-
nungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik-Anlage ge-
schaffen werden. Hierdurch wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vor-
haben aus Sicht der StEWK weiterhin zu begrüßen ist.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

II. Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur
Raumordnung
Aus raumordnerischer Sicht werden keine Bedenken geäußert. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.
Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist der Flächennut-
zungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir gehen davon aus, dass die
Änderung des FNP zeitnah betrieben wird.
Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan genehmigungspflichtig ist, wenn der Flächennut-
zungsplan nach Satzungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht rechtskräftig ist.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Änderung des Flächennutzungsplanes
wird zeitnah gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren durchgeführt.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Weiter befindet sich über dem Plangebiet eine Richtfunkstrecke nach PS 4.1.7 (N) Regionalplan
Heilbronn-Franken 2020, welche als nachrichtliche Übernahme in der Raumnutzungskarte darge-
stellt wird. Wir empfehlen diesbezüglich die weitere Abstimmung mit den Betreibern.

Der Anregung wird gefolgt und der Betreiber der Richtfunkstrecke im wei-
teren Verfahren beteiligt.

III. Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege
Aus denkmalfachlicher Sicht befindet sich das überplante Gebiet im direkten Umfeld des folgen-
den Denkmals:
Obergermanisch-Raetischer Limes - UNESCO-Welterbe mit Schutzzone (ADAB-Id. 99347867, Lis-
ten-Nr. 1, § 2 DSchG BW und Limes-Welterbezone) (s. beigefügte Abb. 1)
Die räumliche Distanz beträgt knapp 160 m.
Mit der Eintragung als Welterbe haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, Maßnahmen durch
Gesetze und sonstige Vorschriften auf nationaler und lokaler Ebene zu verabschieden, die den
Schutz des Gutes vor gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und anderen Belastungen oder Verände-
rungen gewährleisten, die nachteilige Auswirkungen auf den außergewöhnlichen universellen Wert
(OUV) einschließlich der Unversehrtheit und/oder der Echtheit des Gutes haben könnten.

Wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung auf die Lage des
obergermanisch-raetischen Limes hingewiesen. Zusätzlich wird in den
textlichen Teil des Bebauungsplanes ein Hinweis zum Limes aufgenom-
men.

Abb. 1: Welterbezone und Limes im Be-
reich der Planungsfläche.

Wird zur Kenntnis genommen.



K O M M U N A L P L A N U N G   T I EF B A U   S T Ä D T E B A U
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein
Partnerschaftsgesellschaft mbB B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r

Stand 23.06.2026 Seite 7

Nr. Behörde Stellung-
nahme v.

Stellungnahme Behandlungsvorschlag

Obgleich das Plangebiet außerhalb der kartierten Denkmalfläche liegt regen wir folgende Aspekte
an und empfehlen eine Umsetzung im Rahmen der Planungen und im Vorfeld der später folgenden
Baumaßnahmen:
1. Bei Welterbestätten ist allerdings auch die visuelle Integrität des Denkmals zu beachten. Insbe-
sondere in Bereichen, in denen Einzelbestandteile des ORL landschaftsprägend wirken, sind ge-
mäß dem Managementplan des ORL Ziff. 2.33 Pufferzonen einzurichten. Bauliche Veränderungen
müssen in genügend großem Abstand stehen, um die Erlebbarkeit nicht zu stören, respektive die
Situation unglaubwürdig erscheinen zu lassen. Dies ist besonders bei archäologischen Denkmä-
lern, die meist unter der Erde liegen immanent. Wenig südlich der geplanten Fläche befindet sich
ein solcher Ort, wo der Limes über die Jahrhunderte hinweg und auch heute noch Gemeinde- und
Landesgrenzen markiert.
Der geplante Solarpark liegt nicht direkt in der Sichtachse der beiden obertägig erhaltenen Limes-
reste, jedoch sehr nahe daran.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Einschätzung, dass der Solarpark sich nicht in der Sichtachse der
obertägigen Limesreste befindet, wird zur Kenntnis genommen.

Fazit:
Es wird empfohlen zum Schutz des Welterbes und der visuellen Integrität die Anlage möglichst weit
nach Osten und somit von der Sichtachse weg umzuplanen.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird nicht gefolgt, da sich
der geplante Solarpark, wie in der Stellungnahme erläutert, nicht in der
Sichtachse befindet.

2. Bei der Erfassung des Limes wurden meist die in der Archäologie üblichen Methoden der Vor-
untersuchungen genutzt und dabei stellenweise festgestellt, dass der bislang skizzierte Verlauf des
Limes von den modern erhobenen Daten abweicht. Der reale Limesverlauf kann darum wie in
Kleindeinbach 70 m oder mehr neben dem eingetragenen Verlauf liegen (siehe: A. Schaflitzl/P.
Mertl, Den Limes geknickt und gebogen – Neue Erkenntnisse zum Limesverlauf in Kleindeinbach
und Herlikofen. In: AA 2023, Seite 158-162). Auch in Oberkessach sind die Wachtürme WP 8/4
und WP 8/42 nicht in ihrer Lage bekannt. Aufgrund des Fortschrittes der archäologischen Prospek-
tion besonders in der Entwicklung ihrer Methoden sieht der Managementplan eine ständige Über-
prüfung der Ausdehnung der Welterbestätte vor (Managementplan ORL 2019-2023, Ziffer 2.2.5,
3.3.1.). Vor allem geophysikalische, zerstörungsfreie Untersuchungsmethoden werden dabei ein-
gesetzt. Der Managementplan sieht das besonders in den Bereichen vor, wo die Ausdehnung des
Limes nicht genau bekannt ist (Managementplan ORL 2019-2023, Ziffer 10.2.12.).

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Einschätzung, dass die genaue Lage der Wachtürme WP 8/4 und WP
8/42 in Oberkessach nicht bekannt ist, wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Fazit:
Um Planungssicherheit zu bekommen empfiehlt es sich im Vorfeld der Planung den Limesabschnitt
mit terrestrischen geophysikalischen Methoden durch eine Fachfirma untersuchen zu lassen. Sollte
sich der Limes oder Teile davon in der prospektierten Fläche eindeutig auffindbar sein erübrigt sich
eine weiterführende Untersuchung der Fläche des Solarparks und Umplanungen im kleineren Um-
fang wären zielführend. Falls das Ergebnis negativ ausfällt wäre abzustimmen, ob weitere Unter-
suchungsmethoden anzuwenden sind, z. B. ein Sondageschnitt. Bei der Wahl der geeigneten Me-
thoden berät das Limes-Informationszentrum Baden-Württemberg gerne gerne.

Der Anregung wurde gefolgt und auf der Fläche des geplanten Solarparks
durch Terrana Geophysik eine geomagnetische Archäoprospektion auf
durchgeführt. Diese kommt zu folgendem Ergebnis:
Im Magnetogramm treten keine Anomalien auf, die unmittelbar und mit
hoher Signifikanz auf archäologische Strukturen schließen lassen. Insbe-
sondere ist keine lineare, Süd-Nord verlaufende Anomalie erkennbar, die
dem Limes entsprechen könnte. Es sind einige wenige Anomalien vor-
handen, die mit geringer Relevanz auf archäologische Strukturen hindeu-
ten. Diese rundlichen, flächig positiven Anomalien weisen Größen von ca.
6 - 25 m² auf und könnten (Siedlungs-?)Gruben entsprechen. Der Sach-
verhalt wurde in der Begründung ergänzt.

3. Da sich die Fläche der Geplanten Photovoltaikanlage sehr nahe am Limes befindet, ist zudem
folgendes zu beachten:
Die Kernzone des Welterbes ist der unbedingt zu schützende Bereich der ehemaligen Bauten. Hier
ist zu bedenken, dass alle Maßnahmen zu unterlassen sind, welche die Integrität des Denkmals
gefährden oder gefährden können. Hier dürfen also keine Baulager und Bauwege angelegt oder
Versorgungsleitung eingebracht werden. Dies gilt auch während des Betriebes: Für Wartungsmaß-
nahmen oder sonstigen Arbeiten darf der Limes im Feld-, Flur- und Waldbereich abseits der gege-
benen Verkehrs- und Feldwege nicht überfahren werden. Zudem dürfen bei etwaigen Störfällen
und deren Behebung keine Gefährdung des Denkmals entstehen. Abstände sind hierzu genügend
groß zu wählen. Auch der spätere Rückbau der Anlagen ist zu beachten und darf zu keinen Be-
schädigungen am Welterbe führen (Keine Bodenlockerungsmaßamen im Denkmalbereich). Auch
hier sind die Abstände zum Denkmal genügend groß zu wählen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und als Hinweis in den textli-
chen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine Anregun-
gen oder Bedenken.

Wird zur Kenntnis genommen.

5. RP Freiburg
Abteilung 9 – Landesamt für
Geologie, Rohstoffe und
Bergbau

14.02.2025 1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen
1.1 Geologie
Im Untergrund des Plangebietes liegen die Festgesteinseinheiten "Erfurt-Formation (Lettenkeu-
per)" und "Oberer Muschelkalk" vor.
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von Baden-Würt-
temberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu
den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex.

Wird zur Kenntnis genommen.

1.2 Geochemie
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-Württemberg sind
im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im
geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.

Wird zur Kenntnis genommen.
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1.3 Bodenkunde
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte
1 :  50.000 (GeoLa BK50) eingesehen werden.
Des Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung vorzugsweise auf Grundlage der Bodenschät-
zungsdaten auf ALK und ALB Basis (2010, vom LGRB vertrieben) herangezogen werden, da diese
Informationen zu den örtlichen Bodeneigenschaften auf Flurstückebene enthalten und somit detail-
lierter sind als die BK50.
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlasten-
gesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten.

Wird zur Kenntnis genommen.

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBod-
SchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute
Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung
des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der wei-
teren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkon-
zepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. Wir empfehlen insbesondere das Kapitel 5 und 6
der Arbeitshilfe der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) zu Freiflächenphoto-
voltaikanlagen (FFA) beim Erstellen des Bodenschutzkonzeptes zu berücksichtigen. Neben der
Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir die notwendigen Kabel-
verlegungen, die öfters auch außerhalb der Betriebsfläche stattfinden, bereits im Bodenschutzkon-
zept mit zu berücksichtigen.
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen,
so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfall-
verwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um
so die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.
Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, welche konkreten
bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind.

Wird zur Kenntnis genommen. Es wurde ein Hinweis zum Erdaushub so-
wie zum Bodenschutz wir in den textlichen Teil des Bebauungsplanes auf-
genommen.

2. Angewandte Geologie
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das
Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder
ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen
im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.

Wird zur Kenntnis genommen.
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2.1 Ingenieurgeologie
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geo-
technischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungs-
bedingter Fehlstellen wie z.B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene, dem Bau-
vorhaben angemessene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

Der Anregung wird gefolgt und ein Hinweis zur Geotechnik in den textli-
chen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.

2.2 Hydrogeologie
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk
des LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt.

Wird zur Kenntnis genommen.

2.3 Geothermie
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informa-
tionssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG
liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des
Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung
des Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis.

Wird zur Kenntnis genommen.

2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzubringen.

Wird zur Kenntnis genommen.

3. Landesbergdirektion
3.1 Bergbau
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das
Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Allgemeine Hinweise
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (Geo-
lDG)
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestim-
mungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB.
Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen
Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

6. RP Stuttgart
Landesamt für Denkmalpflege

21.02.2025 - Stellungnahme siehe unter Punkt 3 RP Stuttgart - Wird zur Kenntnis genommen.

7. Vermögen und Bau Baden-
Württemberg

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

8. Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben - AöR -

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

9. Netze BW GmbH 28.01.2025 Der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromversor-
gung überprüft. Im Planbereich betreibt oder errichtet die Netze BW GmbH, Region Baden-Franken
keine Anlagen. Unsere Belange werden von der Planung nicht berührt. Somit bestehen von unserer
Seite keine Bedenken.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren und bitten weiterhin um Betei-
ligung. Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Benachrichtigung über das Inkrafttreten des
Bebauungsplanes.

Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.

10. Dt. Telekom Technik GmbH 07.02.2025 Die Verlegung neuer TK-Linien ist für die Verwirklichung des Bebauungsplanes aus heutiger Sicht
nicht erforderlich.
In dem Planbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus dem bei-
gefügten Plan ersichtlich ist.
Die Errichtung neuer Telekommunikationslinien durch Telekom ist zurzeit nicht geplant.

Wird zur Kenntnis genommen.

Bitte informieren Sie die Bauherren, dass sie sich im Fall einer Anbindung neuer Gebäude an die
vorhandene Telekommunikationsinfrastruktur rechtzeitig mit unserem Bauherren-Service unter fol-
gender Rufnummer 08003301903 in Verbindung setzen möchten.

Wird zur Kenntnis genommen. Es handelt sich hierbei nicht um eine Pla-
nung zur Errichtung eines Gebäudes, sondern um eine Planung zur Er-
richtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage.
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11. Vodafone GmbH - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

12. IHK Heilbronn-Franken 05.02.2025 Nach Prüfung dieser Unterlagen begrüßt es die IHK Heilbronn-Franken, wenn weitere Flächen für
erneuerbare Energien ausgewiesen werden.
Seitens der IHK bestehen keine Anregungen oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

13. Handwerkskammer
Heilbronn

22.01.2025 Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan werden von Seiten der Handwerkskammer keine
Bedenken erhoben.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

14. LNV Hohenlohekreis 05.03.2025 Wir erwarten in den Unterlagen auch Angaben zum Kriterienkatalog der Gemeinde Schöntal zu
Freiflächensolaranlagen.

Der Anregung wird gefolgt und in der Begründung auf die Kriterien des
Kriterienkatalogs eingegangen.

Zum geschützten Heckenbiotop im Süden einen ausreichenden Puffer vorsehen. Damit werden
auch Verschattungen vermieden. Gem. der Biotopbeschreibung handelt es sich um ein hoch- und
dichtwüchsiges Feldgehölz mit Stieleichen in der Baumschicht.

Wird zur Kenntnis genomemn. Die Baugrenze ist 4,0 m vom Biotop abge-
rückt. Beeinträchtigungen der Lebensraumfunktionen sind laut Fachgut-
achter nicht zu erwarten. Es werden bauzeitliche Schutzmaßnahmen fest-
gelegt.

Mit den Modulen einen Mindestabstand von 0,8 (statt nur 0,6) m zur Bodenoberfläche einhalten
(und ohne Abweichung nach unten), damit ausreichend Streulicht für eine geschlossene Vegetati-
onsdecke gewährleistet wird und die Vegetation nicht ständig kurz gehalten werden muss.
Ein solcher Mindestabstand ist außerdem bei einer Beweidung mit Schafen wichtig (s. Anlage).

Der Anregung wird gefolgt und der Mindestabstand auf 0,8 m festgesetzt.

Für ein einheitliches Bild nur metallfarbene Zäune zulassen. Der Anregung wird gefolgt und Grüntöne bei der Einzäunung herausge-
nommen.

Zum Schutz des Grundwassers verzinkte Modulpfosten ausschließen. Der Anregung wird gefolgt.
Im Plangebiet extensives Grünland entwickeln. Ansaat mit artenreichen Wiesenmischungen aus
gesicherter regionaler Herkunft. Ein- bis zweimalige Mahd mit Abräumung des Mähguts bzw. ex-
tensive Beweidung. Ausschluss von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln bzw. Bioziden.

Kenntnisnahme und Beachtung. Ansaat mit artenreicher Wiesenmi-
schung und extensive Pflege ist vorgesehen und wird im Bebauungsplan
verbindlich geregelt.

Zur Strukturanreicherung an geeigneten Stellen habitataufwertende Strukturen wie Altgrasstreifen,
Lesestein-, Totholzhaufen vorsehen.

Wird zur Kenntnis genommen. Solche Strukturen werden im Bebauungs-
plan nicht explizit festgelegt, können aber u.U. im Rahmen der Bauaus-
führung angelegt werden.

Die erforderlichen Artenerhebungen stehen noch aus. Wird zur Kenntnis genommen und zum nächsten Verfahrensschritt vorge-
legt.

Für Rebhuhnerfassungen sind abendliche Erfassungen unverzichtbar. Nach Südbeck müssen
diese Erfassungen im Zeitraum Anfang März bis Ende April bei geeigneter Witterung (warm, wind-
still) ab der Abenddämmerung bis ca. eine Stunde nach Sonnenuntergang erfolgen (zur Feststel-
lung rufender Männchen/Altvögel).

Wird zur Kenntnis genommen. Die Auswertung vorliegender Daten (u.a.
ornitho.de) und die Potentialanalyse erbrachten laut Fachgutachter keine
Hinweise auf potentielle Rebhuhnvorkommen im Areal. Eine tieferge-
hende Untersuchung wurde daher nicht vorgenommen und ist auch nicht
erforderlich.
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15. Bauernverband Schwäbisch-
Hall-Hohenlohe-Rems e.V.

03.02.2025 Wir stellen fest, dass die Flächen des Plangebietes ca. 4,6 ha umfassen, in der Flurbilanz 2022 als
Vorbehaltsflur I-Flächen erfasst sind und aktuell ausschließlich landwirtschaftlich genutzt werden.
Da rund um das Plangebiet auch weiterhin landwirtschaftliche Nutzung stattfindet, geben wir be-
reits jetzt zu bedenken, dass die Befahrbarkeit der umliegenden landwirtschaftlichen Zuwegungen
auch während der Errichtungszeit der Anlage jederzeit möglich sein sollte.

Zuletzt bitten wir um weitere Verfahrensbeteiligung.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Sachverhalt wurde bereits in der Be-
gründung erläutert.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Die Befahrbarkeit der umlie-
genden landwirtschaftlichen Zuwegungen wird durch die Planung nicht
verändert. Der Hinweis wird zur Berücksichtigung an den Vorhabensträ-
ger weitergegeben.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

16. Stadt Krautheim 20.02.2025 Die Stadt Krautheim hat keine Einwendungen gegen den Bebauungsplan Sieben Morgen in Schön-
tal-Oberkessach.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

17. Stadt Osterburken 21.01.2025 Seitens der Stadt Osterburken bestehen keine Bedenken hinsichtlich des o.g. Verfahrens.
Es werden weiterhin keine Einwendungen erhoben bzw. Hinweise erteilt.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

18. Stadt Ingelfingen - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

19. Gemeinde Weißbach - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

20. Stadt Widdern 23.01.2025 Seitens der Stadt Widdern bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.
Eine weitere Beteiligung der Stadt Widdern im laufenden Verfahren ist nicht notwendig. Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

21. Stadt Adelsheim 05.12.20205 Die Stadt Adelsheim hat keine Einwände oder Bedenken zum o. g. Bebauungsplanverfahren. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

22. Stadt Ravenstein 16.01.2025 Seitens der Stadt Ravenstein bestehen keine Einwände gegen den geplanten Solarpark. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

23. Stadt Forchtenberg - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

24. Gemeinde Jagsthausen 22.01.2025 die Gemeinde Jagsthausen hat keine Bedenken und Anregungen zum Solarpark „Sieben Morgen“
in Schöntal – Oberkessach.
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Während der Zeit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Anregungen eingegangen oder wurden mündlich vorgetragen.


